
Privat und vertraulich

20. September 2022 | Dr. Anne Förster, Johannes Simon LL.M. (Durham)

Was Personaler*innen und Recruiter*innen beim Kampf 
um kluge Köpfe beachten müssen 

War for Talents



2Private and Confidential

Agenda

1
No Poaching please! 
Rechtliche Grenzen bei der Kandidaten*innen Suche und dem 
Abwerben von Mitarbeitern*innen

3

2 KI im Recruiting – was ist arbeits-/ datenschutzrechtlich erlaubt? 13

3 Rechtliche Instrumente der Mitarbeiter*innen Bindung / Gewinnung 22



Rechtliche Grenzen bei der Kandidaten*innen Suche 
und dem Abwerben von Mitarbeitern*innen

No Poaching please!1



Rechtliche Grenzen bei Kandidaten*innen Suche und Abwerben

Private and Confidential

Abwerbung von Mitarbeitern

Arbeitsrecht Wettbewerbsrecht Strafrecht Datenschutz
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Abwerbung durch Arbeitskollegen

Sanktionen bei Verstoß gegen Treuepflicht

Außerordentliche Kündigung Schadensersatz (u.a. §§ 823, 826 BGB) Unterlassungsanspruch (ggf. Durchsetzung 
im Wege e.V. gemäß §§ 935, 940 ZPO)

Im laufenden Arbeitsverhältnis

Unzulässig

Keine direkte Abwerbung 
(Treuepflicht aus 
§ 60 Abs. 1 HGB)

Treuepflicht gilt auch 
während Kündigungsfrist / 

Freistellung

Zulässig

Bloße Mitteilung an 
Arbeits-kollegen von 

künftiger Tätigkeit

Anmietung 
Geschäftsräume

Unzulässig: aktive 
Beeinflussung zur 

Kündigung
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Unlauterbarkeit

Unlauterer Zweck

„Gezielte erhebliche 
Beeinträchtigung“ z.B. durch 
Abwerben Schlüsselpersonal, 

d.h. Führungskräfte, Know-how 
Träger bzw. große Anzahl 

Fachkräfte („Kampfabwerbung“)

Abwerbung eines wertvollen 
Mitarbeiters kann ausreichen; 

entscheidend Umstände d. 
Einzelfalls (BGH v. 19.11.1965 –

Ib ZR 122/63)

Unlautere Mittel

Verleitung zum Vertragsbruch 
(vorzeitige Beendigung AV / 

Verstoß gg. Wettbewerbsverbot)

≠  nicht bloßes Ausnutzen 
Vertragsbruch ohne 

Einflussnahme
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Abwerbung durch Dritte
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Unzulässig

Aufsuchen AN am 
Arbeitsplatz

Systematisches 
Ausforschen von AN als 

potentiell geeignete 
Kandidaten für Position

Schriftliche 
Kontaktaufnahme über 

dienstliche Anschrift 

Zulässig

Kurzfristige 
Beeinträchtigungen, z.B. 
kurzer Telefonanruf am 

Arbeitsplatz, der sich auf 
„erste 

Kontaktaufnahme“ 
beschränkt 

(unzulässig: z.B. 
detaillierte Fragen zu 
bisheriger Tätigkeit / 

Lebenslauf)

Gilt auch bei Anruf auf 
Privathandy (OLG 

Frankfurt v. 09.08.2018 
– 6 U 51/18); es besteht 
Erkundigungspflicht für 

Dritten, ob sich 
Angerufener am 

Arbeitsplatz befindet

7

Eindringen in betriebliche Organisation
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Sperrabreden („Einstellungsverbote“) 
▪ Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern, AN des jeweils anderen AG nicht 

einzustellen

▪ Zulässig, aber gemäß § 75 f HGB / § 110 Satz 2  GewO nicht durchsetzbar

− Beiden Parteien steht Rücktritt frei

− Kein gerichtliches Vorgehen aus Sperrabrede

▪ Fehlende Durchsetzbarkeit erstreckt sich auch auf Vertragsstrafen aus Sperrabrede 
(vgl. BGH v. 30.03.2014 – I ZR 245/12)

Rechtliche Grenzen bei Kandidaten*innen 
Suche und Abwerben
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Abwerbungsverbote

▪ Vereinbarungen zwischen AG, AN des jeweils anderen AG nicht abzuwerben

▪ § 75 f HGB anwendbar? AN wird nicht in Entscheidungsfreiheit und Initiative zum AG-Wechsel beschränkt

▪ Nach BGH v. 30.04.2014 – I ZR 245/12 findet § 75 f HGB grds. Anwendung, außer

− Abwerbeverbot ist nur Nebenbestimmung der Vereinbarung

− Es besteht besonderes Vertrauensverhältnis oder einer Partei ist besonders schutzbedürftig 

− Zeitliche Grenze: 2 Jahre 

Sonderfall: arbeitsvertragliche Abwerbeverbote, in denen AN verpflichtet wird, keine AN des derzeitigen AG abzuwerben, 
wenn AN Unternehmen verlassen hat

− Macht sich AN selbständig, findet § 75 f HGB Anwendung, da Abwerbeverbot zur Sperrabrede wird

− Bei AG-Wechsel, gelten Grundsätze zum nachvertraglichen Wettbewerbsverbot nach §§ 74 ff. HGB, insbesondere 
Erfordernis Vereinbarung Karenzentschädigung

9
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Strafbarkeit

§ 23 GeschGehG (ersetzt §§ 17-19 UWG a.F.)

Knüpft an 
Handlungsverbote 

des § 4 
GeschGehG an

Bereist auf 
Tatbestandseben
e zu prüfen, ob 

Ausschluss nach 
§ 5 GeschGehG

wegen 
berechtigten 

Interesse

In subjektiver 
Hinsicht Vorsatz 
bzgl. objektivem 
Tatbestand sowie 

besondere 
Schädigungs-

Absicht 

§ 266 StGB

Vermögensbetreu
-ungspflicht
insbes. für 

Organe (§§ 76 
Abs. 1, 93 Abs. 1 
AktG bzw. §§ 34, 
43 GmbHG) und 
Führungskräfte

Unterstützung 
Abwerbemaß-
nahmen ist mit 

Treuepflicht nicht 
vereinbar 

(Vorgesetzter 
fordert Mitarbeiter 

zum 
Vertragsbruch 

auf, LAG 
Düsseldorf v. 

23.02.2017 – 17 
Sa 113/08)

„Humankapital“ 
als 

Vermögenswert 
(vgl. BGH v. 

10.07.1996 – 3 
StR 50/96) 

In der Praxis 
schwierig: 

Zurechenbarkeit 
und Bezifferung 

Vermögensnach-

teil
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Datenerhebung Kandidaten

Googeln von Kandidaten

Verarbeitung 
„gegoogelter“ 

Daten von 
abzuwerbenden 
AN ggf. über Art. 
9 Abs. 2 DS-GVO 

(offensichtliche 
Öffentlich-
Machung)

Anhand 
„gegoogelter“ 

Daten darf kein 
Persönlichkeits
profil von Ziel-

Kandidat erstellt 
werden 

Auswertung Soziale Netzwerke

Verarbeitung 
„gegoogelter“ 

Daten über Ziel-
Kandidat ggf. 

über Art. 9 Abs. 2 
DS-GVO 

(offensichtliche 
Öffentlich-
Machung)

Private 
Netzwerke (z.B. 

Facebook) 
unzulässig

(insbesondere 
auch „Erfragen“ 

oder 
„Erschleichen“ 

von Passwörtern 
für Netzwerk)

In beruflichen 
Netzwerken 

(Xing, LinkedIn) 
grundsätzlich 

zulässig, aber 
Beachtung 

Transparenzgebo
t nach Art. 88 

Abs. 2 DS-GVO 
(kein 

„Erschleichen“ 
des Zugangs 

durch das 
Unternehmen)

Backgroundchecks

Verdeckte 
Backgroundcheck

s zu Ziel-
Kandidaten grds. 
unzulässig; nur 

bei Verdacht 
unrichtiger 

Beantwortung 
zulässiger 

Frage(n) nach 
erstem Interview 
denkbar gemäß 
Art. 6 Abs. 1 lit f. 

DS-GVO

Sonderfall 
„Terrorlisten“-

Screening: Art. 6 
Abs. 1 lit c. oder f. 
als Ermächtigung 

denkbar
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Einsatzmöglichkeiten sind z.B.:

▪ Bewerberauswahl

▪ „Robot Recruiting“
▪ E-Learning-Plattformen

▪ Vorhersagen über die Entwicklung relevanter Größen wie 
z.B. künftiger Personalkosten oder des Personalbedarfs

▪ Mitarbeiterentwicklung: Welche Skills müssen für weitere 
Karriereoptionen optimiert werden?

▪ Zukunftsprognosen für „Personalverhalten“ 

Einsatzmöglichkeiten der KI im HR-Bereich

Recruiting

OnboardingWorkplace
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Diskriminierung durch KI? 

Fall: Versandhändler hatte in der Vergangenheit überwiegend Männer eingestellt. Für 
das Training der KI genutzte Lebensläufe stammten entsprechend überwiegend von 
Männern. KI stufte in der Folge männliche Kandidaten schlechter ein als weibliche

Ergebnis: Systematische Diskriminierung von Frauen

Problem Datenqualität

▪ KI lernt auf Basis von Daten aus der Vergangenheit (z.B. welche Personen hatten 
bisher die Stelle inne)

▪ Keine individuellen Fehler wie bei menschlicher Entscheidung, sondern 
struktureller Fehler

Arbeitsrechtliche Implikationen
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(P1) Algorithmen basieren auf Gruppenwahrscheinlichkeiten

(P2) Algorithmen ermitteln nur Korrelationen, keine 
Kausalitäten

Damit mittelbare (ggfs. sogar unmittelbare) Benachteiligung 
durch KI möglich aufgrund

▪ fehlerhafter Datenbasis, 

▪ Programmierung o. 

▪ falscher Schlussfolgerung

Daher: Höchste Sorgfalt bei Verwendung von Testdaten und 
Bewertung der Ergebnisse! Merksatz: Daten nie blind vertrauen, 
sondern sie immer hinterfragen.

Arbeitsrechtliche Implikationen



16Private and Confidential

Rechtliche Grundlage: 

▪ § 7 AGG: Benachteiligung u.a. wegen ethnischer Herkunft, Geschlecht, Religion, 
Behinderung oder Alter verboten.

▪ § 12 AGG:  Organisationspflichten des Arbeitgebers zum Schutz vor 
Diskriminierung

▪ § 15 AGG: Diskriminierung löst Schadensersatz- bzw. Entschädigungspflicht aus.

▪ § 22 AGG: Bloße Indizien führen zu Beweislastumkehr!

Arbeitsrechtliche Implikationen



Arbeitsrechtliche Implikationen
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§ 80 Abs. 3 BetrVG sieht vor, dass 
die Hinzuziehung eines 

Sachverständigen bei der Einführung 
oder Anwendung von KI für den 
Betriebsrat als erforderlich gilt.

§ 90 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG stellt klar, 
dass der Arbeitgeber den Betriebsrat 

über die Planung von 
Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufen 

einschließlich KI rechtzeitig zu 
unterrichten hat. 

§ 95 Abs. 2a BetrVG sieht eine 
Zustimmung des Betriebsrats auch 
dann vor, wenn bei der Aufstellung 
von Richtlinien über die personelle 
Auswahl KI zum Einsatz kommt. 

17

Gesetz zu Förderung der Betriebsratswahlen und der Betriebsratsarbeit in einer digitalen Arbeitswelt 
(Betriebsrätemodernisierungsgesetz) – Inkrafttreten am 1. Juli 2021:



Datenschutz und KI – Grundsätze
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Rechtsgrundlage
(Zweckbindung, Anforderung an die 

Einwilligung beachten, 
Erforderlichkeit je nach Intensität 

des „Eingriffs“)

Dokumentationspflichten
(Zweck der Verarbeitung, 

Verarbeitungsdauer, Gegenstand 
der Verarbeitung, Datenempfänger)

Wahrung der 
Betroffenenrechte

(z.B. Information, Auskunft)

Schutzmaßnahmen
(Datenminimierung, 

Anonymisierung/Pseudonymisierung, 
Speicherdauer, Sicherheit der 
Verarbeitung, Datenqualität)

Letztentscheidung beim 
Menschen?
Bei wichtigen 

Personalentscheidungen, die

• Eine Verarbeitung besonderer 
personenbezogener Daten 

erfordert oder
• Die menschlichen Lebenswege 

wesentlich beeinflussen kann
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Regulierung von 
Hochrisiko-KI-

Systemen (u.a. im 
HR-Bereich)

Transparenzanforderungen für 
bestimmte KI-Systeme

„Low-Risk“-Systeme: Keine bestimmten 
Anforderungen

▪ Vorschlag der EU-Kommission zur harmonisierten Regulierung 
von KI (KI-Verordnung)

▪ Erstmalige dezidierte KI-Regulierung für Inverkehrbringen, 
Inbetriebnahme und Verwendung von KI-Systemen

▪ Zentraler Adressat: Anbieter von KI-Systemen; Betroffene als 
Verwender von KI zu Geschäftszwecken (Einführer, Händler 
und Nutzer)

▪ Vorschlag zu einer einheitlichen KI-Definition: 
Ein „System der künstlichen Intelligenz“ (KI-System) ist „eine 

Software, die mit einer oder mehreren der in Anhang I

aufgeführten Techniken und Konzepte entwickelt worden ist und 

im Hinblick auf eine Reihe von Zielen, die vom Menschen 

festgelegt werden, Ergebnisse wie Inhalte, Vorhersagen, 

Empfehlungen oder Entscheidungen hervorbringen kann, die das 

Umfeld beeinflussen, mit dem sie interagieren“
▪ Gesetzgebungsverfahren noch nicht abgeschlossen, derzeit 

tausende Änderungsanträge 

KI-Verordnung – Überblick 

https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:e0649735-a372-11eb-9585-01aa75ed71a1.0019.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:e0649735-a372-11eb-9585-01aa75ed71a1.0019.02/DOC_2&format=PDF


KI-Verordnung – Folgen für KI-Systeme im HR-Bereich
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Hochrisiko-KI-Systeme im HR-Bereich
KI-Systeme im Bereich Beschäftigung, 
Personalmanagement und Zugang zur 
Selbstständigkeit, wenn Verwendung für:

• Einstellung/Auswahl
• Bekanntmachung freier Stellen
• Sichten/Filtern/Bewerten von Bewerbern
• Beförderung/Kündigung
• Aufgabenzuweisung
• Überwachung/Bewertung von Leistungen/Verhalten

Einhaltung regulatorischer 
Anforderungen
• Konformitätsbewertung
• Risikomanagement-Systeme
• Daten und Daten-Governance
• Technische Dokumentation
• Aufzeichnungspflichten
• Transparenz und Bereitstellung von 

Informationen für die Nutzer
• Menschliche Aufsicht
• Genauigkeit, Robustheit und 

Cybersicherheit
• Qualitätsmanagement-Systeme
• Beobachtung nach dem 

Inverkehrbringen
• Meldung schwerwiegender Vorfälle und 

Fehlfunktionen
• Korrekturmaßnahmen

20
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Falsche oder unvollständige Angaben 
gegenüber notifizierten Stellen und 

zuständigen nationalen Behörden auf 
deren Auskunftsverlangen

Geldbußen bis zu 
EUR 10.000.000 oder bis zu 

2% des weltweiten 
Jahresumsatzes

Verstoß gegen (sonstige) in der KI-
Verordnung festgelegte Anforderungen 

oder Pflichten

Geldbußen bis zu 
EUR 20.000.000 oder bis zu 

4% des weltweiten 
Jahresumsatzes

Missachtung des Verbots von 
„Verbotenen Praktiken“

Missachtung der Pflichten zu Daten 
und Daten-Governance

Geldbußen bis zu 
EUR 30.000.000 oder bis zu 

6% des weltweiten 
Jahresumsatzes

KI-Verordnung – Sanktionen bei Verstößen



Instrumente der Mitarbeiter*innen 
Bindung / Gewinnung3
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Instrumente der Mitarbeiter*innen Bindung / Gewinnung 
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Instrumente Mitarbeiter*innen Gewinnung / Bindung

Flexibilisierungsinstrumente (z.B. 
mobiles Arbeiten, Workation)

Monetäre Instrumente (u.a. Sign-On 
oder Retention Bonus)  

Rechtliche Instrumente  
(z.B. Wettbewerbsverbote)

23



Mobiles Arbeiten – Begriff
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Mobiles Arbeiten

Mobiles Arbeiten ist 
eine Arbeitsform, die 

nicht in einer 
Arbeitsstätte gemäß 
§ 2 Abs. 1 ArbStättV 
oder an einem fest 

eingerichteten 
Telearbeitsplatz gemäß 
§ 2 Abs. 7 ArbStättV im 

Privatbereich des 
Beschäftigten ausgeübt 
wird, sondern bei dem 
die Beschäftigten an 
beliebigen anderen 

Orten (zum Beispiel im 
Café, in Verkehrs-

mitteln, in einer 
Wohnung) tätig werden

Homeoffice

Keine spezifische 
arbeitsrechtliche 

Definition

Bezeichnet i.d.R. 
Mitarbeiter, die von 
einem Zuhause aus 

arbeiten

Homeoffice ist eine 
Form des mobilen 

Arbeitens

Telearbeitsplatz

Ein Telearbeitsplatz ist 
ein vom Arbeitgeber 
fest eingerichteter 

Bildschirmarbeitsplatz 
(bereitgestellt & 

installiert) im 
Privatbereich des 

Mitarbeiters, für den die 
Parteien eine 
wöchentliche 

Arbeitszeit und eine 
Dauer der Einrichtung 

vereinbart haben.



Mobiles Arbeiten – was ist zu beachten?

Einführung mobiler Arbeit bzw. von Homeoffice, ist mit einer Vielzahl zu klärender Rechtsfragen verbunden: 

25

Mobiles 
Arbeiten/ 

Homeoffice
Vertragsgrundlage

Arbeitsschutzrecht 

Mitbestimmung

Arbeitszeit

Daten- und 
Geheimnisschutz

Private and Confidential



Mobiles Arbeiten – Vermeidung von Haftungsrisiken 
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Homeoffice Schutzkonzept –
Maßnahmen zur Vermeidung von Daten- und Know-how Abfluss 

26

rechtlich

Rechtsgrundlage z.B. arbeitsvertragliche 
Regelung (Zusatzvereinbarung) oder 

Betriebsvereinbarung

Möglichst konkrete Beschreibung der 
Pflichten bzgl. Umgang mit Daten und 

vertraulichen Informationen beim mobilen 
Arbeiten 

organisatorisch

Organisatorische Maßnahmen zur 
Verhinderung Daten- / Know-how-Abfluss

Organisatorische Anweisungen an AN
bzgl. Verlassen des mobilen 

Arbeitsplatzes, Nutzung der Endgeräte, 
Entsorgen von Dokumenten 

technisch

Technische Schutzmaßnahmen 

Insbesondere Maßnahmen bzgl. IT-
Sicherheit: (starker) Passwortschutz, 
Zwei-Faktor-Authentifizierung, Sperre 
private Datenträger, Verschlüsselung, 
sicherer remote Zugriff (z.B. via VPN)



Wunsch der Beschäftigten, nicht mehr nur im inländischen Homeoffice zu arbeiten, ist mit einer Vielzahl zu klärender Rechtsfragen 
verbunden. Die Verlagerung der außerbetrieblichen Arbeit ins Ausland kann zu erheblichen Risiken führen:

In vielen Aspekten bestehen Beteiligungsrechte des Betriebsrats

Workation - Begriff

Private and Confidential 27

Arbeiten im 
Ausland

Anwendbares 
Arbeitsrecht

Arbeitsschutzrecht 

Aufenthaltsrecht

Steuerrecht

Sozialversicherungs-
recht inkl. 

Unfallversicherung



Workation – ausgesuchte Problemfelder 
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Aufenthaltsrecht

Beschäftigte, die die Staatsbürgerschaft 
eines EU- und EWR-Staates haben, 

können ohne Arbeitserlaubnis 
unselbständig oder selbständig in 

jedem EU-Land arbeiten 
(„Freizügigkeit“).

Aber: Freizügigkeit gilt nicht für:
(a) Angehörige von Drittstaaten, deren    
Aufenthalts- und/oder Arbeitserlaubnis 
auf die Bundesrepublik Deutschland 

beschränkt ist.
(b) Drittstaaten außerhalb der EWR/EU, 

soweit nicht der Beschäftigte 
ausnahmsweise die Staatsangehörigkeit 

dieses Drittstaates besitzt.

Sozialversicherungsrecht

Unterscheidung zwischen 
Auslandstätigkeit innerhalb der EU/EWR 

sowie in Drittstaaten

Innerhalb der EU ist das anwendbare 
Sozialversicherungsrecht einheitlich 

geregelt (Beantragung einer A1-
Bescheinigung)

Außerhalb der EU Prüfung, ob ein 
Sozialversicherungsabkommen 
zwischen Deutschland und dem 

Tätigkeitsstaat existiert; ansonsten 
doppelte SV-Pflicht

Sonderfall Unfallversicherung: 
Unfallversicherung besteht auch bei 

Tätigkeit im Ausland fort; es ist jedoch 
der genaue Zusammenhang zwischen 

betrieblicher Veranlassung und 
Unfallgeschehen zu prüfen.

Steuerrecht

Einkommenssteuer: Verbleibt in 
Deutschland, wenn Beschäftigte sich 

mehr als 183 Tage im Jahr in 
Deutschland aufhalten, sofern es mit 

dem jeweiligem Ausland ein 
Doppelbesteuerungsabkommen gibt. 

Doppelbesteuerungsabkommen mit allen 
EU- und EWR-Ländern.

Ertragssteuer: Auslandstätigkeit führt 
grundsätzlich nicht dazu, dass eine 

steuerbare Betriebsstätte im jeweiligen 
Ausland gegründet wird

Aber: In einigen Ländern wird eine  
Betriebsstätte bejaht, wenn durch 

Tätigkeit der Beschäftigten im Ausland 
dort ein steuerbarer Leistungserfolg 

erzielt wird. 

28



Monetäre Instrumente der Mitarbeiter*innen Bindung / Gewinnung (1) 
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Sign-On Bonus

Begriff

Sign-On Boni (auch Antrittsprämie): 
einmalige Zahlungen als Anreiz zum 

Arbeitsvertragsschluss 

Rechtliches

Rückzahlungsklauseln: Rückzahlung, soweit Sing-On Bonus an bestimmte Verweildauer 
geknüpft ist und AN vorher wieder ausscheidet

P1: Berechnungsgrundlage und Rückzahlungsvoraussetzungen müssen für AN 
hinreichend transparent sein (hohe Anforderungen nach §§ 305 ff. BGB)

P2: Sign-On Bonus honoriert auch erbrachte Leistungen oder dient z.T. als Ausgleich für 
beim Vor-AG aufgrund des Jobwechsels entfallene Leistungen (keine Rückforderung für 

bereits erbrachte Leistungen)

29



Monetäre Instrumente der Mitarbeiter*innen Bindung / Gewinnung (2) 
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Retention Bonus (Halteprämie)

Reine Stichtagsregelung

Ziel: Bestehen 
ungekündigtes 

Arbeitsverhältnis zu 
bestimmtem Stichtag 

Stichtagsregelung 
zulässig, solange 
ausschließlich
Betriebs-treue 
honoriert wird

Leistungsbezug

Neben Betriebstreue soll AN motiviert werden, bis Stichtag besonders 
gute Leistung zu bringen, z.B. bei

Abwicklung 
Stilllegung Betrieb

Unternehmens-
verkauf Know-how Transfer

Bei Leistungsbezug 
ist reine 

Stichtagsregelung 
unwirksam

AN kann jedenfalls 
anteiligen Bonus 
verlangen (Höhe 

würde durch 
Gericht durch 

Auslegung 
ermittelt)

30



Rechtliche Instrumente der Mitarbeiter*innen Bindung / Gewinnung 

Private and Confidential

Nachvertragliches Wettbewerbsverbot

31

Rechtsgrundlage §§ 74 ff. HGB

Nachvertragliche Bindung bis zu 2 Jahre zulässig

Zahlung Karenzentschädigung i.H.v. 50% der zuletzt bezogenen (Gesamt-)Vergütung erforderlich 

Hohe Anforderungen an Wirksamkeit (in vielen Fällen keine geltungserhaltende Reduktion bei Vereinbarung unwirksamer Regelungen, 
sondern Nichtigkeit oder Unwirksamkeit des Wettbewerbsverbots insgesamt)

Erforderlichkeit nachvertragliches Wettbewerbsverbot genau zu prüfen: bei Schlüsselpersonal Vereinbarung längerer Kündigungsfrist 
(3 bis 6 Monate) mit Freistellungsoption häufig ausreichend, um „Wettbewerb faktisch zu unterbinden



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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Beratungsschwerpunkte

▪ Fremdpersonal-Compliance

▪ Flexibler Personaleinsatz
(insb. im IT-Bereich)

▪ Arbeit 4.0
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